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Inhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze vom 12. Auguſt 
1905 (Geſetzſamml. ©. 335) durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich, und Vorflutverhältniſſe 
an der oberen und mittleren Oder, S. 841. — Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel 
zur Durchführung des Geſetzes, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der 
Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900, S. 344. 


(Nr. 12109.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze 
vom 12. Auguſt 1905 (Gefegfamml. S. 335) durchzuführende Regelung der 
Hochwaſſer⸗, Deich⸗ und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren 
Oder. Vom 12. Januar 1921. 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 


beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


gl. 

() Die Geſetze vom 10. Juli 1906, betreffend die Bereitſtellung von Geld- 
mitteln, und vom 30. Mai 1913 über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel 
für die nach dem Geſetze vom 12. Auguſt 1905 Geſetzſamml. S. 335) durch- 
zuführenden Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ und Vorflut⸗ 
verhältniſſe an der oberen und mittleren Oder (Geſetzſamml. 1906 S. 373 und 
Geſetzſamml. 1913 S. 273) werden wie folgt geändert: 

(2) Die nach § 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 10. Juli 1906 GGeſetzſamml. 
S. 373) in feiner geltenden Faſſung bereitgeſtellte Summe von 43 Millionen 
Mark wird zunächſt um weitere 116 Millionen Mark auf 159 Millionen Mark 
erhöht unter entſprechender Erhöhung der Geſamtkoſten nach § 1 des Geſetzes 
vom 12. Auguſt 1905 Geſetzſamml. S. 335). Die Beteiligung der Provinzen 
und Heranziehung der öffentlichen Verbände und Korporationen nach den Grund- 
ſätzen des 7 des vorgenannten Geſetzes wird durch beſonderes Geſetz geregelt. 
Nach Maßgabe dieſer Beteiligung ändert ſich die weiter bereitgeſtellte Summe. 


92. 

Zur Beſeitigung der Hochwaſſer⸗ und Drängewaſſerſchäden im Innern des 

ne e Bene 2. Auguſt 1905 (Geſetz, 

Oderbruchs iſt in Ergänzung des zu dem Geſetze vom 12. Auguſt 1905 eſetz 
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ſamml. S. 335) aufgeſtellten Planes ein Sonderplan für das Ober⸗ und Nieder⸗ 
Oderbruch aufzuſtellen. An ſtaatlichen Beihilfen zur Ausführung dieſes Sonder⸗ 
plans wird eine Summe von 16 Millionen Mark ausgeſetzt. 


§ 3. i 
(1) Zur Gewährung von Beihilfen aus Anlaß der durch die Hochwaſſer des 
Sommers 1920 im Oder⸗ und Warthebruch ſowie in der Oderniederung in 
Schleſien herbeigeführten Beſchädigungen wird der Staatsregierung ein Betrag von 
20 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. 

E) Die Beihilfen find insbeſondere zu gewähren: 

a) an einzelne Beſchädigte zur Erhaltung im Haus- und Nahrungsſtand 
und an ſolche, bei denen eine Gefährdung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz 
vorliegt; 

b) an Gemeinden und Kreiſe zur Wiederherſtellung und notwendigen Ver⸗ 
beſſerung ihrer beſchädigten gemeinnützigen Anlagen; 

e) zur Wiederherſtellung und notwendigen Verbeſſerung beſchädigter Deiche, 
Ufer, Uferſchutzwerke und damit in Verbindung ſtehender Anlagen; 

A) zur Ausführung beſonders dringender Räumungs⸗ und Freilegungs⸗ 
arbeiten; 

e) an Deichverbände und Waſſergenoſſenſchaften zur Aufbringung der für 
das Jahr 1920 zu zahlenden Beiträge; 

4) zur Beſchaffung von Saatgut und Spannvieh für einzelne leiſtungsſchwache 


Geſchädigte. 
6) Die Beihilfen find in der Regel ohne die Auflage der Rückerſtattung 


zu gewähren. 
SA. 

() Innerhalb der von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſetzenden Grenzen 
erfolgt die Bewilligung der Beihilfen nach Anhörung der Kreisausſchüſſe (in 
Stadtkreiſen des Gemeindevorſtandes) durch die Oberpräſidenten im Einverſtändniſſe 
mit dem Provinzialausſchuß. : 

e) Verſagt der Provinzialausſchuß feine Zuſtimmung, fo kann fie auf An⸗ 
trag des Oberpräſidenten durch die zuſtändigen Miniſter ergänzt werden. 


95. 5 
Der Landesverſammlung iſt bis zum 1. Juli 1921 über die Ausführung 
der im § 3 vorgeſehenen Notſtandsmaßnahmen Rechenſchaft zu geben. 


8 6. 
Alle Einnahmen, die ſich aus der Verwertung der aus Mitteln der Geſetze 
‚vom 10. Juli 1906 (Geſetzſaamml. S. 373) und 30. Mai 1913 (eſetzſamml. 


gas 


S. 273) und dieſes Geſetzes ſowie aus Beiträgen der Provinzen, der öffentlichen 
Verbände und Korporationen (Odergeſetzfonds) erworbenen unbeweglichen und 
beweglichen Werte vom 10. Juni 1920 ab ergeben, und alle ſonſtigen von dieſem 
Tage ab einkommenden Rückeinnahmen fließen zur Staatskaſſe. Sie ſind zur 
Tilgung des aufzunehmenden Staatskredits zu verwenden. 


9 
(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der in den 69 14 
2 und 3 erwähnten Koſten eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden 
Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe ift mit 
1,0 vom Hundert des urſprünglichen Schuldkapitals zu tilgen unter Hinzurechnung 
der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 


e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. N 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werben. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein- 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um- 
laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um- 
laufszeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, ee 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


übri Ver | er Anleihe die Vor⸗ 
6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der eih 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzgaamml. S. 1197), des Ge 


ſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 
(Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 5 
88. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 12. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Nr. 12110.) Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel zur Durchführung des Geſetzes, 
: betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz 
D Schleſien, vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171). Vom 14. Januar 1921. 


ie verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: ö 


$1. 

Zur Durchführung des Geſetzes, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von 
Hochwaſſergefahren in der Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171) 
werden dem Provinzialverbande von Schlefien außer den bisher zu dieſem Zwecke 
überwieſenen Mitteln weitere 10 Millionen Mark unter der Vorausſetzung zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, daß der Provinzialverband von Schleſien einen gleichen Beitrag 
leiſtet. 92 


Inſoweit die allgemeine wirtſchaftliche Lage Notſtandsarbeiten erforderlich 
macht, wird der Finanzminiſter ermächtigt, die für das Rechnungsjahr 1921 
erforderlichen Beträge aus laufenden Mitteln bereitzuſtellen. 

Werden durch den Provinzialverband für einzelne Bauvorhaben die Mittel 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge in Anſpruch genommen, ſo ſind dieſe Mittel 
zu gleichen Teilen dem Staate und dem Provinzialverband anzurechnen. 


§3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 14. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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